
Landkreis Spree-Neiße / Wokrejs Sprjewja-Nysa 

Der Landrat 

Landkreis Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa 
Heinrich-Heine-Straße 1 - 03149 Forst (Lausitz)/Barsc (tuzyca) 

Planungsbüro WOLFF 
Bonnaskenstraße 18/19 
03044 Cottbus 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom 

' 29.11.2024 

Dezernat: 
Fachbereich: 

Hausanschrift: 

Bearbeiter/in: 
Telefon: 
Telefax: 
E-Mail: 

Bau und Planung 

Heinrich-Heine-Str. 1 
03149 Forst (Lausitz)/Barsc (t.uzyca) 
Herr Otto 
03562 986-16114 
03562 986-16188 

m.otto-bauplanungsamt@lkspn.de 

Die E-Mail-Adresse dient nur für den Empfang einfacher 
Mitteilungen ohne Signatur und/oder Verschlüsselung. 
Bitte beachten Sie: Anträge und Rechtsbehelfe werden 
perE-Mail nicht entgegengenommen. 

Unser Zeichen, unsere Nachricht vom Datum 

61.1-TöB-42/24 03.01.2025 

Stellungnahme des Landkreises Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa zur 16. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Spremberg/Grodk 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die eingereichten Unterlagen (Posteingang: 29.11.2024) mit Planstand November 2024 
zum o. g. Vorhaben wurden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden gem. 
§ 4 Abs. 1 BauGB beurteilt und unter dem o. g. Aktenzeichen registriert. Innerhalb der 
Kreisverwaltung wurden folgende Fachbereiche bei der Erarbeitung der Stellungnahme 
beteiligt: 

* Bau und Planung 

* Bauordnung 
*Umwelt 

- Sachgebiet Kreis- und Bauleitplanung 
- Sachgebiet Untere Denkmalschutzbehörde 
- Sachgebiet technische Bauaufsicht 
- Sachgebiet Untere Naturschutzbehörde 
- Sachgebiet Untere Wasserbehörde 
- Sachgebiet Untere Abfallwirtschafts- und 

Bodenschutzbehörde 
- Sachgebiet Untere Jagd- und Fischereibehörde 

*Stabsstelle ÖPNV, Beteiligungscontrolling und Strukturentwicklung 

Ich übersende Ihnen die Stellungnahme des Landkreises Spree-Neiße entsprechend dem 
Formblatt über die Trägerbeteiligung bei Bauleitplanverfahren und vergleichbaren 
Satzungen nach BauGB. 

Gläu bige1-l de ntifi kationsn u mmer: 
DE 75 SPN 0000007fi8g8 
BIC: WELADED1CBN 

Internet: www.landkreis-sprec-neissC'.de 1131\N: DE88 1805 0000 3403 0000 86 
Informalionen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch den Landkreis Spree-Neiße/WokreJS SprJeWJa-Nysa finden S1e auf www lkspn de 
unter Datenschutz Falls S1e n1cht uber emen Internetzugang verfugen senden Wir Ihnen die Datenschutzinformation gern auch auf dem postalischen 
Weg zu 



Landkreis Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa 

Landkreis Spree-Neiße!Wokrejs Sprjewja-Nysa 
Heinrich-Heine-Straße 1 
03149 Forst (Lausitz)/Barsc (tuzyca) 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und vergleich­
baren Satzungsverfahren 

Vorbemerkung 

Mit der Beteiligung wird den Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu dem jeweiligen konkreten Planverfahren gegeben. 
Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein 
sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu 
begründen, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nach­
vollziehen kann. 

Allgemeine Angaben 

Stadt/Gemeinde/ Amt Spremberg/Grodk 

x Flächennutzungsplan 16. Änderung 

0 Bebauungsplan 

0 Bebauungsplan der Innenentwicklung 

0 vorhabenbezogener Bebauungsplan 

0 sonstige Satzung 

Fristablauf für die Stellungnahme: 08.01.2025 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 

Bezeichnung des Trägers öffentlicher Belange: Landkreis Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja­
Nysa 

Absender: 
Landkreis Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa 
Dezernat I 
FB Bau und Planung 
Heinrich-Heine-Straße 1 
03149 Forst (Lausitz)/Barsc (tuzyca) 

FNP Spremberg- 16 Änderung 

Tel.: 
Fax: 
Bearbeiter: 
Az.: 

03562 986-16114 
03562 986-16188 
Herr Otto 
61.1-TöB-42/24 
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Landkreis Spree-Neiße / Wokrejs Sprjewja-Nysa 

Einwendungen 

18] keine Einwände 

D Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
die ohne Zustimmung, Befreiung o.ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht über­
nommen werden können (bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 
1. Einwendungen 
2. Rechtsgrundlagen 
3. Möglichkeiten der Überwindung 

Fachliche Stellungnahme 

D Beabsichtigte eigene Planung und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren 
können, mit Angabe des Sachstandes und des Zeitrahmens 

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der 
eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, 
jeweils mit Begründung und Rechtsgrundlage: 

Seitens des Sachgebietes Kreis- und Bauleitplanung/Bergbau ergehen zum derzeitigen 
Planungsstand der o. g. Flächennuzungsplanänderung folgende Hinweise: 

ln der Legende sollte die Flächenbezeichnung als gewerbliche Baufläche vereinheitlicht 
werden. Da bereits ein Industriegebiet in Planung ist, würde ein Gewerbegebiet nicht mehr 
ausreichen. 
Zur besseren Lesbarkeit sollte der Geltungsbereich der 16. Änderung auch auf den 
Ausschnitt der rechtskräftigen Fassung abgebildet werden. 

Die Untere Denkmalschutzbehörde teilt mit, dass im beplanten Bereich Bau- und 
Bodendenkmale nicht betroffen werden . 

Die Unteren Naturschutzbehörde teilt Folgendes mit: 

Die Änderung des FNP bewirkt keine offensichtlichen Konflikte. Erst die konkrete 
Handlung löst ggf. die naturschutzrechtlichen Verbotstatbestände aus. Die zu erwartenden 
naturschutzrechtlichen Konflikte müssen im Rahmen der Bauleitplanung angemessen 
berücksichtigt und vermieden, gemindert oder kompensiert werden. 

Im Zuge der Änderung des Flächennutzungsplanes ist eine Anpassung des 
Landschaftsplanes erforderlich , da die Inhalte des Landschaftsplanes durch ihre 
Integration im Flächennutzungsplan berührt werden . 
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Wie im Erläuterungsbericht zur 17. Änderung des Landschaftsplanes der Stadt 
Spremberg/ Grodk dargelegt, ist es die Zielstellung des Landschaftsplanes, einen 
grundlegenden Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung der Stadt Spremberg/ Grodk zu 
leisten. Durch die vorliegende Änderung ist es insbesondere der Eingriff in die 
Waldflächen, welcher mit der langfristigen Sicherung des Naturhaushaltes als natürlicher 
Lebensgrundlage des Menschen in Einklang zu bringen ist, wobei die Erforderlichkeit der 
Änderung des FNP über die geplante Erweiterung des Bebauungsplangebietes hinaus 
konkreter zu begründen ist. 

Aus Sicht der Unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde gibt es gegen das 
o. g. Vorhaben grundsätzlich keine Einwände. Auf folgende Hinweise sei jedoch 
verwiesen: 

1. Die Maßnahme verläuft in unmittelbarer 
Fläche/Aitablagerung, welche gemäß § 29 
Bodenschutzgesetz im Altlastenkataster des 
Registriernummer: 0144 710191 vermerkt ist. 

Nähe einer Altlastverdächtigen 
(3) Brandenburgisches Abfall- und 
Landkreises Spree-Neiße unter der 

Es handelt sich bei Registriernummer 0144710191 um die Müllkippe "Wilde MK 
Panzerstraße II", die eine Altlastverdächtige Fläche/Altablagerung gemäß § 2 Abs. 6 
Bundes-Bodenschutzgesetz darstellt. 

Rechtswert (ETRS 89): 459534 
Hochwert (ETRS 89) : 5714403 

Weiterhin verläuft in unmittelbarer Nähe des Flächennutzungsplanes eine 
Verdachtsfläche für eine stofflich schädliche Bodenveränderung, welche gemäß § 30 
(2) Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz im Altlastenkataster des 
Landkreises Spree-Neiße unter der Registriernummer: 0144712029 unter "SPB, 
Spremberger Tuche GmbH" (aktuell Karton.EU) vermerkt ist. 
Sie stellt eine Verdachtsfläche für eine schädliche Bodenveränderung gemäß § 2 Abs. 
4 Bundes-Bodenschutzgesetz dar. 

Rechtswert (ETRS 89): 459252 
Hochwert (ETRS 89) : 5713968 

2. Des Weiteren befindet sich innerhalb des Flächennutzungsplanes, wie auch im 
Randbereich mehrere Grundwassermessstellen (GWM), die auf keinen Fall beschädigt 
werden dürfen . 

Name Rechtswert Hochwert Filtertiefe Bemerkungen 
Etrs89 Etrs89 u.GOK) 

SPN 1591 459509,5 5714008 31-34 Unterflurpe el auf Waldweg 
SPN 1597 459276,8 5714233,1 46 - 50 

SPN 1599 459454 ,5 5714431 '1 51 -56 

SPN 1600 459242,1 5714403.2 54,30- 58,30 
- -
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SPN 1601 459776,5 5713980,1 54,20- 58,20 

SPN 1602 459557,7 5714361 ,6 51 -55 

Die Stabsstelle ÖPNV, Beteiligungscontrolling und Strukturentwicklung des 
Landkreises Spree-Neiße/ Wokrejs Sprjewja-Nysa hat in Zusammenarbeit mit der 
kreiseigenen Wirtschaftsförderungsgesellschaft (CIT GmbH) nachfolgende 
Stellungnahme aus wirtschaftsfördernder Sicht zum o. g. Vorhaben erstellt. 

Anlass zur Einleitung der Planänderung ist die Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen 
für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 10 b 1 "Gewerbegebiet Ost Teil 1 ". Mit der 
Änderung wird sichergestellt, dass an diesem Standort ein entsprechendes Vorhaben zur 
Gewerbeansiedlung auf der Basis eines Bebauungsplanes zugelassen werden kann. 

Der Standort liegt im Osten des Siedlungsbereiches der Stadt unmittelbar angrenzend an 
das "Gewerbegebiet Ost". Er umfasst eine Fläche von rund 20,5 ha . Das Ziel , den FNP zu 
ändern, resultiert aus konkreten Ansiedlungsbegehren von Investoren im angrenzenden 
"Gewerbegebiet-Ost" und allgemein fehlender Ansiedlungsfläche für Industriebetriebe im 
Stadtgebiet. 

Durch die gezielte Weiterentwicklung unternehmerischer Potenziale können nicht nur 
bestehende Arbeitsplätze gesichert, sondern auch neue, hochwertige und fair bezahlte 
Industriearbeitsplätze geschaffen werden. 

Auf Basis der uns vorliegenden Unterlagen wird das Planungsvorhaben aus der Sicht der 
Wirtschaftsförderung befürwortet, da es die Grundlage für mögliche Bebauung und 
Nutzung entsprechend der Änderung bildet. 

Auswirkungen auf den ÖPNV sind nicht zu erwarten. 

Durch die anderen beteiligten Fachbereiche werden zum gegenwärtigen Planungsstand 
keine weiteren Hinweise oder Anregungen abgegeben. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

;.V. I~ 
Schröter 
Fachbereichsl eiterin Bau und Planung 

• 
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  LAND BRANDENBURG Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 2 

 

 

Landesamt für Umwelt 
P o s t f a c h   6 0  1 0  6 1   |   1 4 4 1 0  P o t s d a m  

 

 

Planungsbüro Wolff GbR  

Bonnaskenstr. 18/19   

03044 Cottbus 

 Bearb.: Frau Heike Hawaleschka 

Gesch-Z.:LFU-TOEB-

3700/563+16#458034/2024 

Hausruf: +49 355 4991-1365 

Fax:  +49 331 27548-2659 

Internet:  www.lfu.brandenburg.de  

TOEB@LfU.Brandenburg.de 

Cottbus, 10.12.2024  

16. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Spremberg 
Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 

 

Eingereichte Unterlagen: 

 - Anschreiben vom 29.November 2024 

 - Begründung mit Umweltbericht, November 2024 

 - Planzeichnung, November 2024 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 

Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Was-

serwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes 

gemäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Um-

welt (LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung wird 

für die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung bei-

liegende Stellungnahme der Fachabteilung Immissionsschutz übergeben. Die 

Fachabteilung Wasserwirtschaft zeigt keine Betroffenheit an. Eine Stellungnahme 

aus dem Fachbereich Naturschutz kann aus Kapazitätsgründen nicht erfolgen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 
Heike Hawaleschka 
 

Dieses Dokument wurde am 10.12.2024 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 

gültig. 
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FORMBLATT  
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs                   

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB) 
  

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 1 
und 2 

Belang Immissionsschutz 

Vorhaben 16. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Spremberg 

Ansprechpartner*In: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

Frau Kimmig  
T25  
0355 4991-1361  
TOEB@lfu.brandenburg.de 

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen  
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

  

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen: 

 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung: 

 

 

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen 
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b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

 

 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 

Sachstand Planung: 
Die 16. Änderung der Bauflächendarstellungen der Stadt Spremberg erfolgt zur Schaffung von 
Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Erweiterung des vorhandenen Gewerbestandortes im Osten 
der Stadt. Hierfür wird eine ca. 20,5 ha große Fläche nordöstlich angrenzend an das bestehende 
Gewerbegebiet als gewerbliche Baufläche ausgewiesen. 
 
Der Änderungsbereich befindet sich nordöstlich angrenzend an die bestehenden Gewerbeflächen, 
zwischen dem Stadtteil Slamen-Ziegelei im Norden und der B 156 (Muskauer Straße) südlich. 
Nördlich, östlich und südlich angrenzend besteht aktuell Wald.  
Die nächstgelegene Wohnbebauung ist ca. 120 m nördlich mit Einfamilienhäusern im Bereich 
Bienenwinkel des Stadtteils Slamen-Ziegelei lokalisiert. 
 
Seitens der Stadt Spremberg wurden für Teile der Änderungsfläche bereits ein Bebauungsplan 
aufgestellt (u. a. B-Plan Nr. 10b „Gewerbegebiet Ost Teil 1“)).  
 
Der gekennzeichnete Geltungsbereich ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Spremberg 
als Fläche für Wald dargestellt. 
 
Stellungnahme: 
Rechtsgrundlage: 
Gemäß § 50 Satz 1 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine 

bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche 

Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikel 3 Nummer 13 der Richtlinie 

2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder 

überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, 

insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem 

Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und 

öffentlich genutzte Gebäude, soweit wie möglich vermieden werden.  

 
Die Planunterlagen zum Vorentwurf vom November 2024 wurden hinsichtlich der Anforderungen des 
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vorbeugenden Immissionsschutzes geprüft. Danach bestehen ausgehend von der Standortlage und 
dem vorhandenen Nutzungsbestand im Nahbereich der Änderungsfläche keine grundsätzlichen 
Bedenken gegen die Planänderung. Für die weitere Erarbeitung der Planunterlagen werden 
nachfolgende Hinweise und Anforderungen übermittelt. 
 

1. Anlagenstandorte nach BImSchG im Gewerbegebiet Ost in Spremberg: 
 
Anlage zur Herstellung von Herstellung v. duroplast. Schichtstoffen der Erhard Hippe KG, 
Schlosserstraße 3 in 03130 Spremberg  
Die Anlage ist nach Nr. 5.2.1G des Anhang I der 4. BImSchV mit einer Produktionsleistung von 
1.700 t/a an duroplastischen Kunststoffen immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig und 
wird derzeit auf Basis folgender Genehmigungen betrieben: 
- Nr. LUA-G 005/95 vom 20.10.1995 
- Nr. 002.02.00/96/C vom 15.05.1996 
- Nr. 049.00.00/96/C vom 21.11.1996 
- Nr. 019.00.00/97/C vom 02.12.1997 
- Nr. 40.033.Ä0/11/0502.1/RS vom 28.11.2011 
 
Betriebszeiten: Montag bis Freitag 0:00 bis 24:00 Uhr 
 
Es gelten folgende Emissions-/Immissionsbegrenzungen: 
Luftschadstoffemissionen: 
TNV – Quelle 1  
        Gesamtkohlenstoff – 20 mg/m 
        Gesamtstaub– 50 mg/m 
        Kohlenmonoxid 0,1 g/m³ 
Späneabsaugung – Quelle 3 

           Gesamtstaub – 50 mg/m³ 
Kamin RNV – Quelle 4 
         Kohlenmonoxid – 0,1 g/m³ 
         Stickstoffoxide, angegeben als Stickstoffdioxid – 0,1 g/m³ 
         Gesamtkohlenstoff – 50 mg/m³ 
 
Lärmimmissionen: GW tags Nachts 
IO 1 Spremberg, Muskauer Straße 49 60 dB(A) 45 dB(A) 
IO 2 Spremberg, Zum Stadtwald 9A 55 dB(A) 40 dB(A) 
IO 3 Spremberg, Muskauer Straße 50 55 dB(A) 40 dB(A) 

 
Hinweis:  
Die Erhard Hippe KG stellt aufgrund des Vorhandenseins gefährlicher Stoffe (hier insbesondere 
Gefahrenkategorie H2 – akute Toxizität einen Betriebsbereich der unteren Klasse dar und fällt damit 
unter den Anwendungsbereich der 12. BImSchV. Der Achtungsabstand beträgt 500 m um den 
Betriebsbereich. 
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Schrottplatz der Scholz Recycling GmbH, Bregenzer Straße 13 in 03130 Spremberg  

Immissionsschutzrechtlich genehmigt ist die Anlage nach Nr. 8.12.3.2V der 4. BImSchV mit einer 
Lagerkapazität von 500 t. Die Anlage wird derzeit auf Basis der Altanlagenanzeige gemäß § 67 
Abs.2 BImSchG vom 26. Oktober 2001 betrieben.  

Betriebszeiten: Montag – Freitag 07:00 – 18:00 Uhr 

Es gelten folgende Emissions-/Immissionsbegrenzungen: 

Luftschadstoffemissionen: Geruchs- und Staubemissionen sind unbedeutend (Regelbetrieb)  

Lärmimmissionen: Es wurden bisher keine IO festgelegt.  

 
Bauschuttrecyclinganlage der Firma SPENT Spremberger Entsorgungsbetrieb, Schlosserstraße 1 
in 03130 Spremberg  
Am Firmenstandort besteht eine Anlage zur Behandlung von nicht gefährlichen Abfällen nach Nr. 
8.11.2.4V Anhang 1 der 4. BImSchV (Durchsatzleistung von 10 t oder mehr je Tag) sowie eine 
Anlage zur zeitweiligen Lagerung nicht gefährlicher Abfälle nach Nr. 8.12.2V Anhang 1 der 4. 
BImSchV (Gesamtlagerkapazität von 100 t oder mehr). Der Standort ist ca. 770 m südlich des 
Plangebietes lokalisiert. 
Die Anlagen werden auf Basis der Genehmigung Nr. 40.042.00/06/0811BBB2/RS vom 04.06.2007 
und der Anzeige gemäß § 15 Abs. 1 BImSchG, Reg.-Nr. 40.043/10/A/0811BBB2/RS vom 5. Mai 
2010 betrieben. Die Genehmigung wurde unbefristet erteilt. 
Betrieb einschließlich zugehörigem Fahrzeugverkehr sind auf werktags 7:00 bis 16:00 Uhr begrenzt. 
 
Bei der Beurteilung der Anlage hinsichtlich der zu erwartenden Lärmimmissionen wurden die 
vorliegenden Angaben zu den einzelnen Emissionsquellen, die Abstände zu den Immissionsorten 
und die standort-spezifischen Gegebenheiten einschließlich der Vorbelastungssituation zugrunde 
gelegt. Im Ergebnis war festzustellen, dass schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne der TA Lärm 
an den betrachteten Immissionsorten nicht zu erwarten sind. Es bedurfte daher keiner Festlegungen 
bezüglich des Schutzes vor Lärm. 
Weiterhin sind Staubemissionen möglich. Zur Vorsorge gegen Luftschadstoffe (Staub) wurden 
allgemeine Anforderungen an die Ausführung und die Betriebsweise der beantragten Anlage 
aufgestellt. Die geforderten Nebenbestimmungen beruhen auf den Vorgaben der Nr. 3.1 i. V. m. Nr. 
5.2.3 TA Luft (Wasserberieselungs- und Sprühanlagen an Bearbeitungs- und Fördereinrichtungen, 
Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit, Beseitigung von Verschmutzungen). 

 
Bauschuttrecyclinganlage der Firma Transport und Tiefbau Armin Sallmann, Bregenzer Straße 5 
in 03130 Spremberg  
Die Anlage zur Behandlung von nicht gefährlichen Abfällen ist nach Nr. 8.11.2.4V Anhang 1 der 4. 
BImSchV (Durchsatzleistung von 10 t oder mehr je Tag) und die Anlage zur zeitweiligen Lagerung 
nicht gefährlicher Abfälle nach Nr. 8.12.2V Anhang1 der 4. BImSchV (Gesamtlagerkapazität von 100 
t oder mehr) sind immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig und befinden sich ca. 1.000 m 
westlich des Plangebietes.  
Die Anlage wird auf Basis der Genehmigung Nr. 40.038.00/08/0811BBB2/RS vom 06.11.2008 und 
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der Genehmigung zur wesentlichen Änderung Nr. 40.025.Ä0/18/8.11.2.4V/T12 vom 30.September 
2019 betrieben.  
Die Genehmigung wurde unbefristet erteilt, Betrieb sowie dazugehöriger Fahrzeugverkehr sind auf 
werktags 7:00 bis 18:00 Uhr begrenzt. 
 
Bei der Beurteilung der Anlage hinsichtlich der zu erwartenden Lärmimmissionen wurden die 
vorliegenden Angaben zu den einzelnen Emissionsquellen, die Abstände zu den Immissionsorten 
und die standortspezifischen Gegebenheiten einschließlich der Vorbelastungssituation zugrunde 
gelegt. Im Ergebnis war festzustellen, dass schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne der TA Lärm 
an den betrachteten Immissionsorten nicht zu erwarten sind. Jedoch bedurfte es der Festlegung, 
dass der Einsatz der Brecheranlage und der Siebanlage antragsgemäß an insgesamt nur 8 
Arbeitstagen im Jahr erfolgt. 
Weiterhin sind Staubemissionen möglich. Zur Vorsorge gegen Luftschadstoffe (Staub) wurden 
allgemeine Anforderungen an die Ausführung und die Betriebsweise der Anlage aufgestellt. Die 
geforderten Nebenbestimmungen beruhen auf den Vorgaben der Nr. 3.1 i. V. m. Nr. 5.2.3 TA Luft 
(Wasserberieselungs- und Sprühanlagen an Bearbeitungs- und Fördereinrichtungen, Reduzierung 
der Fahrgeschwindigkeit, Beseitigung von Verschmutzungen). 
 
2. Planunterlagen 
Angesichts der Abstandsverhältnisse zur nördlich lokalisierten Wohnnutzung im Stadtteil Slamen-
Ziegelei sind im Rahmen der Umweltprüfung neben den bestehenden Vorbelastungen auch 
potentielle Lärm-, Geruchs- und Staubimmissionen der geplanten Gewerbenutzung zu bewerten. 
Hierzu sind im Kapitel 4.2.3 der Planbegründung bereits allgemeine Aussagen enthalten.  
 
Hinsichtlich der für neu geplante Gewerbeflächen zu berücksichtigenden Störfallproblematik sollten 
neben der Aussage, wonach aufgrund der geringen Abstandsverhältnisse zur Wohnbebauung keine 
Störfallanlegen angesiedelt werden könne, weitere Betrachtungen in den Umweltbericht 
eingearbeitet werden. Grundlage hierfür ist der Leitfaden KAS 18 “Empfehlungen für Abstände 
zwischen Betriebsbereichen nach der Störfallverordnung und schutzbedürftigen Gebieten im 
Rahmen der Bauleitplanung zur Umsetzung des § 50 BImSchG“. Die planungsrechtliche 
Auseinandersetzung mit diesen Abstandsempfehlungen ist im Umweltbericht zu dokumentieren. 
 
Die Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlage ihre Gültigkeit. 

 
 
 
Dieses Dokument wurde am 10.12.2024 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

 
 



LAND BRANDENBURG 

Landesbetrieb Forst Brandenburg I Forstamt Spree-Neiße I August-Bebet-Straße 27 I 03185 Peitz 

Planungsbüro Wolff GbR 
Friedrich-Ebert-Str. 88 
14467 Potsdam 

Peitz, 17.12.2024 

Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 10b "Gewerbegebiet Ost Teil1" im 
Parallelverfahren zur 16. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Spremberg 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit erhalten Sie die Stellungnahme des Landesbetriebes Forst Brandenburg 
als untere Forstbehörde. 

1. Überplanung von Waldflächen 

Forderung: grundsätzlicher Walderhalt 
Es gilt das Gebot der Vermeidung der Inanspruchnahme von Waldflächen. 

Wälder spielen im Klimawandel eine zentrale Rolle bei der Bindung und Speiche­
rung von atmosphärischem Kohlenstoffdioxid (COz), insbesondere im lebenden und 
abgestorbenen Holz und im Boden. Auch in alten Waldbeständen bleibt die Sen­
kenfunktion für Kohlenstoff bestehen, wenn bei nachhaltiger Waldbewirtschaftung 
der durch Holzentnahme freiwerdende Wuchsraum durch nachwachsende junge 
Bäume genutzt wird. Aus der Perspektive des Klimaschutzes führt eine Waldum­
wandlung durch den Verlust lebender, COz-fixierender Bäume daher zu einer dras­
tischen Reduktion der jährlichen COz-Bindung. Zum anderen führt der Verlust des 
Waldbestands zu einer Veränderung des Mikroklimas, der Zerstörung waldtypi­
scher Bodenstrukturen und zu einem verstärkten mikrobiellen Humusabbau. Infol­
gedessen kommt es zur Freisetzung von COz und ggf. Stickstoffdioxid (NzO) aus 
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dem Waldboden, während gleichzeitig die Aufnahmekapazität des Bodens für das 
potente Treibhausgas Methan (CH4) abnimmt. 

Darüber hinaus führt eine Waldumwandlung zur Schwächung des landschaftsöko­
logisch wirksamen Kühlungs- und Pufferpotenzials von Wäldern sowie ihrer regu­
lierenden Funktion im Hinblick auf den Landschaftswasserhaushalt Waldökosys­
teme puffern Extremniederschläge und speichern Wasser in der Landschaft, wel­
ches zeitverzögert abgegeben wird und damit der klimatischen Sommertrockenheit 
entgegenwirkt. Durch ihr spezifisches Innenklima mit im Vergleich zur Umgebung 
niedrigeren Temperaturen und höherer Luftfeuchtigkeit wirken Wälder auf Land­
schaftsebene ausgleichend auf das regionale Klima. Sie reduzieren Temperatur­
schwankungen, puffern die durch den Klimawandel bedingten Witterungsextreme 
und fördern die regionale Niederschlagsbildung. Der Verlust von Waldflächen be­
deutet darüber hinaus auch eine Zunahme der Waldfragmentierung, ein durch 
Randeffekte bedingtes erhöhtes Schadrisiko für benachbarte Waldflächen sowie 
eine Reduktion von Lebensräumen für durch den Klimawandel bedrohte Arten. Der 
Verlust der an Waldökosysteme gebundenen komplexen Lebensgemeinschaften 
bedeutet, in einer sich im Wandel befindlichen Umwelt, ein zusätzliches Risiko für 
die Stabilität von Landschaften. 

Wald ist gern.§ 1 BWaldG und§ 1 LWaldG zu erhalten. Zweck der Gesetze ist es, 
im Bewusstsein des besonderen Wertes des Waldes für die Allgemeinheit, diesen 
wegen seiner Bedeutung für die Umwelt, insbesondere für die dauernde Leistungs­
fähigkeit des Naturhaushalts und der Tier- und Pflanzenwelt, das Klima, den Was­
serhaushalt, die Reinhaltung der Luft, die natürlichen Bodenfunktionen, als Lebens­
und Bildungsraum, das Landschaftsbild und die Erholung der Bevölkerung (Schutz­
und Erholungsfunktion) sowie wegen seines wirtschaftlichen Nutzens (Nutzfunk­
tion) zu erhalten, erforderlichenfalls zu mehren und seine ordnungsgemäße Bewirt­
schaftung nachhaltig zu sichern. Neben diesen landesrechtliehen Vorgaben hat der 
Bund Zielstellungen formuliert, welche die gesamtgesellschaftliche Bedeutung des 
Waldes verstärkt in den Fokus auch im Hinblick auf raumordnerische Ziele rückt. 
So ist in der Waldstrategie 2050 des Bundesministeriums für Ernährung und Land­
wirtschaft die Erhaltung der Waldfläche und der Schutz der Wälder vor Umwand­
lung in eine andere Nutzungsart im dicht besiedelten Deutschland als essenzieller 
Beitrag zum Wald- und Bodenschutz festgestellt und ausgewiesen worden. Die Kli­
maschutzleistungen der Wälder mit ihren Senken-, Produktspeicher- und Substitu­
tionswirkungen sind durch eine multifunktionale Waldbewirtschaftung zu stärken. 
Dazu gehört auch die Aktivierung der Beiträge des Waldes durch Flächen für die 
natürliche Waldentwicklung, multifunktionale Erstaufforstungen und klimaresiliente 
Gehölzanpflanzungen. 

Landesbetrieb 
Forst Brandenburg 
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Mit Rodungen bzw. Umwandlung fällt der Wald mit allen seinen Ökosystemleistun­
gen sofort fiächig aus. Mit "Verschiebung" von Wald (Ausgleich) durch Neuanlage 
an anderer Stelle sind vielschichtige, langfristige Beeinträchtigungen der Gemein­
wohlleistungendes Waldes verbunden. Eine Neuanlage (Erstaufforstung) von Wald 
kann, bei kurz- und mittelfristiger Betrachtung, ökologisch gewachsene Waldstruk­
turen und deren vielfältige Gemeinwohlleistungen (Erholungs- und Schutzwirkun­
gen) nicht vollumfänglich kompensieren. Keine andere Landnutzungsart kann des­
sen komplexen Leistungen, z. B. in den Bereichen Sauerstoff- und Biomassepro­
duktion, Speicher und Senke für Kohlenstoff, Filter und Speicher für Wasser, adä­
quat ersetzen. Die Bevölkerung verliert mit jeder Rodung einen Teil seiner Lebens­
grundlage, des frei zugänglichen Erholungs- und Naturerlebnisraumes "Wald" und 
wildlebende Tier-, Pflanzen- und Pilzarten verlieren ihre lokalen Lebensräume. Die 
Walderhaltung ist daher das oberste Ziel, eine Daueraufgabe der Waldpolitik und 
dient unmittelbar auch dem Klimaschutz. 
Wenn keine weiteren Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels getroffen 
werden, liegt die prognostizierte Temperatur im Jahr 2100 bei 2,9 Grad über dem 
Niveau vorindustrieller Zeit. in einem optimistischen Szenario mit weitreichenden 
Emissionsreduktionsmaßnahmen beträgt die Erwärmung 2,0 Grad. Um die Ziele 
des Pariser Klimaabkommens aus dem Jahr 2015 zu erfüllen, müsste der Tempe­
raturanstieg bis Ende des Jahrhunderts maximal 1,5 Grad betragen. Seit Beginn 
der systematischen, flächendeckenden Wetteraufzeichnungen 1881 hat sich die 
mittlere Temperatur der bodennahen Luft in Deutschland bereits deutlich erhöht. 
Laut Daten des Deutschen Wetterdienstes war das zurückliegende Jahrzehnt 
(2011 - 2020) rund 2 oc wärmer als die ersten Jahrzehnte (1881- 1910) der Auf­
zeichnungen. Die Temperaturen in Deutschland sind damit deutlich stärker gestie­
gen als im weltweiten Durchschnitt. 
Der gegenwärtige Klimawandel ist Tatsache, menschliches Handeln der Haupt­
grund dafür. Neben dem Ansatz Emissionen zu mindern, muss der Atmosphäre 
zusätzlich bereits ausgestoßenes Treibhausgas wieder entzogen werden ("negati­
ven Emissionen"). Neben der Anwendung neuer Technologien ist dies nur durch 
großfiächige Aufforstungen leistbar. Die neuen Klimaziele der EU und des Bundes 
sowie die im Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes zum Klimaschutzgesetz 
entwickelten Maßstäbe für die Klimaschutzpolitik müssen bei der Erarbeitung und 
Umsetzung des Klimaplans für Brandenburg beachtet werden (klimaschonende 
Flächennutzung/Siedlungs- und Regionalentwicklung). Ebenso muss auch die Re­
gionalplanung diesem Anspruch gerecht werden. 

Vor diesem Hintergrund hat auch der Landtag Brandenburg in seiner 82. Sitzung 
am 23. Februar 2023 den Beschluss gefasst, den Brandenburger Wald zu schützen 
und klimagerecht zu entwickeln. Die Erhaltung und klimaresiliente Entwicklung des 
Waldes, gewinntangesichtsder aktuellen und prognostizierten Klimaentwicklungen 
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mit der Gefahr des weiteren Verlustes von Wald durch Trockenheit und Waldbrände 
und mit zunehmenden Schwierigkeiten bei der Waldbegründung eine überragende 
Bedeutung. Es müssen daher, wie im Punkt 2. des Beschlusses niedergeschrieben, 
der Schutz der Waldbestände als wesentlicher Faktor beim Klimaschutz intensiviert 
und dabei auf den Erhalt der bestehenden Wälder geachtet werden. Dies muss fol­
gerichtig auch bei Strategien für den Umgang mit Waldumwandlungen berücksich­
tigt werden. Es sollte daher Insbesondere die Inanspruchnahme von großen Flä­
chen in geschlossenen Waldgebieten, bei denen großräumig die vorgenannten 
Funktionen des Waldes, im Rahmen eines Vorhabens verloren gehen würden, ver­
mieden werden. 

2. Forstliche Belange 

Die Unterlagen wurden auf Betroffenheit forstlicher Belange auf Grundlage des 
Waldgesetzes des Landes Brandenburg (LWaldG) geprüft. 
Demnach ist Wald im Sinne des § 2 LWaldG im sachlichen und örtlichen Zustän­
digkeitsbereich des Landesbetrieb Forst Brandenburg - untere Forstbehörde, 
Forstamt Spree-Neiße betroffen. Das Plangebiet in der Flur 12, Gemarkung Sprem­
berg besitzt nach unseren Unterlagen eine Fläche von 23,50 ha und ist zu 100 % 
mit Wald bestockt. 
Auf der im Plangebiet liegenden Waldfläche, ist mit 14,88 ha die Waldfunktion -
3100 Lokaler Klimaschutzwald kartiert (siehe Anlage 1 ). 

Auf Grund der Waldfunktion 3100 Lokaler Klimaschutzwald ist eine Umwandlung 
des Waldes in eine andere Nutzungsart aus forstfachlicher Sicht für diesen Bereich 
ausgesch Iossen. 

Der vorliegenden 16. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Sprem· 
bergsowie dem Bebauungsplan Nr. 10 b 1 "Gewerbegebiet Ost Teil1" wird 
nicht zugestimmt. 

Begründung: 
Bei der Entscheidung über eine Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart 
sind die Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interessen des Waldbesitzers sowie 
die Belange der Allgemeinheit gegeneinander und untereinander abzuwägen. 

Kann eine Umwandlung des Waldes in eine andere Nutzungsart auf Grund der im 
Einzelfall zu erfüllenden Waldfunktion nicht kompensiert werden, so ist die Geneh­
migung einer Waldumwandlung auf konkret diesen Flächen aus forstfachlicher 
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Sicht ausgeschlossen. Klimaschutzwald schützt u. a. Wohnstätten vor Kaltluftschä­
den, nachteiligen Windeinwirkungen und gleicht Temperaturextreme aus. Diese 
Schutzfaktoren gehen von der gegenständlichen Waldfläche aus. 

Sofern dennoch eine Überplanung erfolgt, weise ich bereits jetzt darauf hin, dass in 
nachgelagerten Genehmigungsverfahren zur dauerhaften Inanspruchnahme von 
Wald, keine Zustimmung zur Waldumwandlung erteilt wird. Dies gilt für Waldflächen 
mit der Waldfunktion lokaler Klimaschutzwald sowie lokaler lmmissionsschutzwald. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Hendrik Nadolski 
Revierleiter Spremberg 

Anlage 
1. Karte Klimaschutzwald 

Zitate der Rechtsgrundlagen: 
1. Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG} vom 20. April 2004 (GVBI. I Nr. 

6, S. 137) in der jeweils geltenden Fassung 

Dieses Dokument wurde am 17.12.2024 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 

gültig. 
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Anlage 1 Karte Klimaschutzwald 
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